
Sozialgericht Karlsruhe 

Az.: S 10 SB 2911/18 

Verkündet 

am30.I0.2019 

Urkundsbeamtin 

der Geschäftsstelle 

Im Namen des Volkes 

Urteil 
in dem Rechtsstreit 

 

- Kläger -

Proz.-Bev.: DGB Rechtsschutz GmbH - Büro Karlsruhe, 
Ettlinger Str. 3a, 76137 Karlsruhe 

gegen 

j 
1 

r\,1jjnd;Jr:! lY'. 

.-:- Hücksp:-:iche 

Abschrift 

D(3R llechtsschutz GmbH 

i. . :--,.·-
' ,·n:;tcri+ crrr1i11e Bearbeitet [/ ,,�,,", i 

1 
··············::�!········•··········· ... ·····!-···················•········ 

Land 

- Beklagter -

Die 10. Kammer des Sozialgerichts Karlsruhe 
hat auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 30.10.2019 in Karlsruhe 
durch die Richterin  als Vorsitzende 
sowie die ehrenamtlichen Richter und 

für Recht erkannt: 

1. Die Klage wird abgewiesen.

2. Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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Tatbestand 

Der Kläger begehrt im Neufeststellungsverfahren die Anerkennung eines Grades der Behinderung 

von 100 im Sinne des Sozialgesetzbuches -Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen

(SGB IX), sowie die Zuerkennung für die Voraussetzungen des Merkzeichens aG 

( außergewöhnliche Gehbehinderung). 

Bei dem am 5.9.1946 geborenen Kläger hatte das L. zuletzt mit Bescheid vom 2.2.2015 einen 

Grad der Behinderung (GdB) von 60 seit dem 3.11.2014, sowie die Voraussetzungen für 

das Merkzeichen G ( erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenverkehr) 

anerkannt. In der dem Bescheid zugrundeliegenden Stellungnahme hatte der 

versorgungsmedizinische Dienst die Gesundheitsstörungen des Klägers wie folgt bewertet: 

1.01 Degenerative Veränderungen der Wirbelsäule 

Gicht mit Gelenkbeteiligung 

1.02 Inkomplette Halbseitenlähmung links 

Anpassungsstörung, depressive Störung 

Kognitive Defizite 

Teil-GdB 10 

Teil-GdB 60 

Am 17.8.2017 beantragte der Kläger beim , den GdB neu festzustellen, sowie die 

gesundheitlichen Voraussetzungen für das Merkzeichen aG anzuerkennen. Das L. zog das 

Pflegegutachten des MDK vom 1.12.2014, sowie Untersuchungsbefunde des Facharztes für 

Allgemeinmedizin Dr. A. bei. Mit Bescheid vom 18.1.2018 stellte das L. den GdB des 

Klägers mit 80 seit dem 17.8.2017 fest, lehnte jedoch die Anerkennung der Voraussetzungen für 

das Merkzeichen aG ab. Jedoch lägen die Voraussetzung für die Anerkennung des Merkzeichens 

B (Notwendigkeit einer ständigen Begleitung) vor. In der dem Bescheid zugrundeliegenden 

Stellungnahme hatte der versorgungsmedizinische Dienst die Gesundheitsstörungen des Klägers 

wie folgt bewertet: 

1.01 Inkomplette Halbseitenlähmung links 

Anpassungsstörung, Depressive Störung 

Kognitive Defizite, Schlaganfallfolgen 

Orientierungsstörung, Schwindel 



1.02 

1.03 

Gleichgewichtsstörung 

Degenerative Veränderungen der Wirbelsäule 

Gicht mit Gelenkbeteiligung 

Lungenfunktionseinschränkung 

Lungenblähung 
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Teil-GdB 70 

Teil-GdB 10 

Teil-GdB 30 
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Gegen den Bescheid erhob der Kläger am 31.1.2018 Widerspruch. Am 9.1.2018 habe er einen 

erneuten Schlaganfall erlitten. Seitdem könne er nicht mehr stehen oder gehen. Seinem 

Widerspruch legte er den Entlassbrief des Klinikums M. vom 16.1.2018 bei. Der Beklagte 

holte daraufhin den Reha Entlassungsbericht vom 15.2.2018 des M. , sowie den 

Entlassungsbericht des K.  vom 16.5.2018 ein. Die Unterlagen ließ der Beklagte erneut von 

seinem medizinischen Dienst auswerten. Dieser gelangte in seiner Stellungnahme vom 17.7.2018 

zu der Einschätzung, an der bisherigen Stellungnahme sei festzuhalten. Ausweislich der 

eingeholten Entlassbriefe sei der Kläger am Ende des stationären Aufenthalts meist ohne 

Handstock sicher gelaufen. Die Voraussetzungen für die Anerkennung des Merkzeichens aG 

lägen nicht vor. 

Daher wies der Beklagte den Widerspruch durch Widerspruchsbescheid vom 29.8.2018 zurück. 

Am 6.9.2018 hat der Kläger „wegen: Merkzeichen aG" Klage zum Sozialgericht Karlsruhe 

erhoben. In der Klagebegründung vom 12.12.2018 hat er ausgefülui, insbesondere der psychische 

Zustand sei nicht ausreichend gewürdigt worden. Er zeige auf psychomotorischer Ebene und in 

der Kommunikation ein stark desorientiertes Verhalten. Aufgrund starker Affektlabilität und 

aufgrund eines gesteigerten psychomotorischen Antriebs sei keine Aufmerksamkeitsfokussierung 

möglich. Allein deshalb sei ein GdB von 100 anzuerkennen. Er sei auch in seiner 

Bewegungsfreiheit deutlich eingeschränkt. Er könne regelmäßig nicht länger als eine Minute stabil 

stehen. Sein Bewegungsvermögen beschränke sich auf einige wenige Meter, die er allein 

zurücklegen könne. Ansonsten beanspruche er immer die Unterstützung seiner Söhne. Er könne 

nur auf Zimmerebene wenige Meter am Rollator gehen. Es sei außerdem nicht berücksichtigt 

worden, dass er sowohl stuhl- als auch harninkontinent sei. Im Laufe des Klageverfahrens hat der 

Kläger das Pflegegutachten vom 26.6.2018 und den Entlassungsbericht des Klinikums 

M. vom 10.9.2019 vorgelegt. 

Der Kläger beantragt, 
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den Beklagten unter Aufhebung des Bescheides vom 18.1.2018 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheides vom 29.8.2018 zu verurteilen, bei ihm einen GdB von 100 und 

das Merkzeichen aG anzuerkennen. 

Der Beklagte beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Er stützt sich auf die Stellungnahmen des sozialmedizinischen Dienstes, zuletzt auf die des 

Dr. B. 

Das Gericht hat den Facharzt für Neurologie und Psychiatrie Dr. Q. und den 

Allgemeinmediziner Dr. A. schriftlich als sachverständige Zeugen gehört. Dr. Q. hat 

ausgeführt, eine Gehstreckenprüfung sei in seiner Praxis nicht erfolgt. Der Kläger sei beim 

Gehen jedoch auf einen Gehstock angewiesen. Dr. A. hat berichtet, der Kläger könne aufgrund 

von Sturzgefahr und Fallneigung keine Gehstrecke mehr ohne erhebliche Schwierigkeiten 

mehr zu Fuß zurücklegen. Seiner Einschätzung nach werde der Kläger in Zukunft zunehmend 

und letztlich dauerhaft auf die Benutzung eines Rollstuhls angewiesen sein. 

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die Gerichtsakte und auf die 

Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist unzulässig, soweit der Kläger die Anerkennung eines GdB von 100 begehrt (hierzu 

a). Soweit der Kläger die Anerkennung des Merkzeichens aG begehrt ist die Klage unbegründet 

(hierzu b ). Die Voraussetzungen für das Vorliegen des Merkzeichens aG sind nicht erfüllt. Der 

Bescheid des L. vom 18.1.2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids des R. vom 29.8.2018 

ist rechtmäßig und verletzt den Kläger nicht in seinen Rechten. 
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schwerbehinderten Menschen vorbehalten bleiben, die sich dauernd nur mit fremder Hilfe od<;:r 

mit großer Anstrengung außerhalb ihres Kraftfahrzeugs bewegen könnten, und dies seien nur 

Menschen, die für ihre mobilitätsbezogene Teilhabebeeinträchtigung einen GdB von mindestens 

80 hätten. Eine breite Ausweitung des Berechtigtenkreises würde dazu führen, dass die eigentliche 

Zielgruppe längere Wege zurücklegen müsste, weil dann Parkplätze belegt wären, die heute frei 

seien (vgl. BT-Drucks. 18/9522, S. 318). Eingangsfrage für die zu vollziehende Prüfung ist daher 

nun, ob der schwerbehinderte Mensch auf Grund der Beeinträchtigung der Gehfähigkeit und 

Fortbewegung dauerhaft, auch für sehr kurze Entfernungen, aus medizinischer Notwendigkeit auf 

die Verwendung eines Rollstuhls angewiesen ist (Wendler/ Schillings, Versorgungsmedizinische 

Grundsätze, Kommentar, 8. Auflage, S. 443). 

Nach der erfolgten Beweisaufnahme ist das Gericht zu der Überzeugung gelangt, dass der Kläger 

zum Zeitpunkt der mündlichen Verhandlung nicht dauerhaft auf die Verwendung eines Rollstuhls 

angewiesen ist. Weder Dr. A., noch Dr. Q. haben eine solche Notwendigkeit in ihren jeweiligen 

sachverständigen Zeugenauskünften beschrieben. Aus dem Entlassungsbericht des K. vom 

14.3.2018 ergibt sich, der Kläger laufe sicher, meist ohne Handstock. Aus dem Pflegegutachten 

des MDK vom 26.6.2018 - welches einen Pflegegrad 4 empfiehlt - lässt sich entnehmen, der 

Kläger gehe mit Gehstock langsam und ausreichend sicher innerhalb der Wohnung. 

Treppensteigen gelinge mit Halt am Geländer, Nachstellschritt und Stütze durch eine 

Begleitperson. Auch aus dem aktuellsten Entlassbericht des Klinikums Mittelbaden vom 

10.9.2019 ergibt sich nicht, dass nach den erstmals aufgetretenen Krampfanfällen für die 

Fortbewegung notwendigerweise ein Rollstuhl zur Verfügung zu stellen ist. Dabei wird nicht 

verkannt, dass die Gehfähigkeit des Klägers aufgrund der kognitiven und körperlichen 

Leistungsstörungen deutlich eingeschränkt ist. Dem Kläger ist das selbstständige Gehen jedoch 

unter Zuhilfenahme eines Gehstocks und eines Rollators weiterhin möglich. Eine Gleichstellung 

mit den Auswirkungen einer Querschnittlähmung, Multipler Sklerose, Amyotropher 

Lateralsklerose (ALS), Parkinsonerkrankung, Para- oder Tetraspastik kann daraus daher nicht 

abgeleitet werden. Eine erhebliche mobilitätsbezogene Teilhabebeeinträchtigung im Sinne von § 

229 Abs. 3 SGB IX liegt daher (noch) nicht vor. 

Die Kostenentscheidung beruht auf§ 193 SGG. 
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Rechtsmittelbelehrung 

' 

Dieses Urteil kann mit der Berufung angefochten werden. 

Die Berufung ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils beim Landessozialgericht 
Baden-Württemberg, Hauffstr. 5, 70190 Stuttgart - Postfach 10 29 44, 70025 Stuttgart -, 
schriftlich, als elektronisches Dokument oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle einzulegen. Eine Einlegung per E-Mail ist nicht zulässig. Wie Sie bei Gericht 
elektronisch einreichen können, wird auf www.ejustice-bw.de beschrieben. 

Die Berufungsfrist ist auch gewahrt, wenn die Berufung innerhalb der Monatsfrist bei dem 
Sozialgericht Karlsruhe, Karl-Friedrich-Str. 13, 76133 Karlsruhe, schriftlich, als elektronisches 
Dokument oder zu Protokoll des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle eingelegt wird. 

Die Berufungsschrift muss innerhalb der Monatsfrist bei einem der vorgenannten Gerichte 
eingehen. Sie soll das angefochtene Urteil bezeichnen, einen bestimmten Antrag enthalten und die 
zur Begründung der Berufung dienenden Tatsachen und Beweismittel angeben. 

Der Berufungsschrift und allen folgenden Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen 
Beteiligten beigefügt werden; dies gilt nicht im Rahmen des elektronischen Rechtsverkehrs. 

Richterin 




